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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23 . Dezember 1949 

BK - 1092/49 (II) 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich 

den Entwurf eines Gesetzes zur Erhebung von 
Abschlagszahlungen auf die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer 1950 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 19. Dezember 
1949 beschlossen, dem Entwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes zuzustimmen. 

Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
Alleln-Vertrleb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Erhebung von Abschlagszahlungen auf 
die Einkommen- und Körperschaftsteuer 1950* 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen, dem der Bundes- 
rat zu gestimmt hat: 


§ 1 

(1) Vorbehaltlich einer anderweitigen gesetzlichen Regelung werden 
auf die im April, Juni, Oktober 1950 und im Januar 1951 zu 
leistenden vierteljährlichen Einkommensteuer -Vorauszahlungen 
monatliche Abschlagszahlungen erhoben. Die Abschlagszahlungen 
sind jeweils am 10. der Monate Februar, März, Mai, Juni, 
August, September, November und Dezember 1950 in Höhe 
eines Drittels der Vorauszahlung für das unmittelbar voran- 
gegangene Kalendervierteljahr zu leisten. Die für den Voraus- 
zahlungszeitraum entrichteten Abschlagszahlungen werden auf 
die Vorauszahlungsschuld angerechnet. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Vorauszahlungen auf die 
Körperschaftsteuer. 

(3) Die Obersten Finanzbehörden der Länder werden ermächtigt, 
von der Erhebung der Abschlagszahlungen abzusehen. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündigung in Kraft. 



Begründung 


zum Gesetz zur Erhebung von Abschlagszahlungen auf 
die Einkommen- und Körperschaftsteuer 1950 


Durch das Gesetz des Wirtschaftsrats vom 18. Februar 1949 (WGBl. 
S. 15) waren für das Kalenderjahr 1949 monatliche Abschlagszahlun- 
gen auf die vierteljährlichen Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
Vorauszahlungen angeordnet worden. Die Obersten Finanzbehörden 
der Länder waren ermächtigt, von der Erhebung der Abschlags- 
zahlungen abzusehen. In der französischen Zone sind entsprechende 
Bestimmungen ergangen. 

In dem Entwurf des Gesetzes zur Änderung der Einkommensteuer 
ist vorgesehen, die Vorauszahlungen künftig auf den 10. März, 10. 
Juni, 10. September und 10. Dezember vorzuverlegcn und für die 
Vorauszahlungen des Jahres 1950 eine besondere Regelung zu 
treffen. Durch diese Regelung wäre eine Verlängerung der Ab- 
schlagszahlungen auf das Jahr 1950 gegenstandslos geworden. Da 
das Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes im Bundes- 
tag in erster Lesung am 11. Januar 1950 beraten werden soll, be- 
steht die Gefahr, daß dieses Gesetz nicht rechtzeitig vor dem 10. 
März 1950 verkündet werden wird. Zur Sicherung der Finanzlage 
der Länder muß den Ländern die Möglichkeit gegeben werden, 
gegebenenfalls monailiche Abschlagszahlungen in der alten Form 
weiter zu erheben. Es handelt sich bei dem vorliegenden Gesetz 
um eine Übergangsregelung, die mit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes ihre Bedeutung ver- 
lieren wird. 



